
3. Die Selbstverwaltung, in. Estland
1. Die territoriale Selbstverwaltung

i. Allgemeine Ubersicht

Die territoriale Selbstverwaltung&apos;in Estland,ist durch das neue Land-,

gemeindegesetz (abgekürzt: LG) vom 7. April 1937 1 durch das neue Stadt7
gesetz (abgekürzt: SG) vom ig. April 1938 2) und durch das* neue Kreisgesetz
(abgekürzt: KG) vom ig. April -1938 3) in grundlegender Weise umgestaltet
und einer-einheitlichen Neuregelung unterworfen worden.

Bis zum:Jahre 1934, gab es im Freistaä Estland vier verschiedene Arten

terriforialerSelbstverwaltungseinheiten:i,die-Städte,2.,dieFlecken,einMittel-
ding zwischen Stadt und Landgemeinde, 3. die Landgemeinden, und 4. die
Kreise. Die Städte, Flecken und Landgemeinden waren Selbstverwaltungs-
einheiten erster Stufe. Die Kreise waren dagegen den,Flecken und Landge-
meinden als Selbstverwaltungseinheiten zweiter Stufe übergeordnet.

Durch das Gesetz betreffend die zeitweilige Verwaltung der Kreise vom

ig., Januar. 1934 4), waren die Kreisselbstverwaltungsbehörden abgeschafft
und durch zeitweilige staatliche Kr&quot;eisverwaltungsbehörden, ersetzt.&apos;Als terri,
toriale Selbstverwalturigseinheiten. blieben somit nur die Städte, die Flecken-und
die Landgemeinden bestehen. Durch&gt; das neue KG ist nunmehr die Kreisselbst-
.yerwaltung, wenngleich, in wesentlich veränderter Gestalt, wiederhergestellt
worden.

Dagegen sind die Flecken als besondere Erscheinungsart der territorialen
&apos;Selbstverwaltung durch,das neue,SG abgeschafft worden. Und zwar ist. ein
kleinerer Flecken mit der benachbarten, Landgemeinde vereinigt&apos;,wovden,
während alle übrigen Flecken durch das neue. SG den Rang.von&apos; Städten er-

halten haben. In Estland bestehen also zur Zeit nur die Städte,und Landge
meinden als, territoriale Selbstverwaltungseinheiten erst er&apos; und die Kreise, alS
territoriale Selbstverwaltungseinheiten zweiter, Stufe.

-) Staatsanzeiger 1937, Nr- 32, Art. 310-

2) Staatsanzeiger 1938, Nr&apos;. 43, Art. 404-

-3) Staatsanzeiger 1938, Nr. 43, Art- 405.

4) Staatsanzeiger 1934, Nr. 5, Art. 40.
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2. Die Städte

Auf Grund des neuen SG gibt es zur Zeit insgesamt 33 Städte, die im § i

des Gesetzes namentlich aufgezählt&quot; werden. Die Verleihung von Stadtrechten
an weitere Ortschaften kann durch Beschluß des Staatspräsidenten geschehen.
Die Festsetzung und Änderung der Stadtgrenzen erfolgt durch Beschluß der

Staatsregierung. Die aus der Neubegründung von Städten oder aus einer

Änderung der Stadtgrenzen sich. ergebende vermögensrechtliche Auseinander-&apos;
setzung zwischen den beteiligten Kommunen wird durch Beschluß, des Innen-
ministers geregelt (SG §§&apos;3-5).

paIgesgtzert bestand zwischen den einzelnenNach den bisherigen Kommu
Städten kein Upterschied.hinsichtlith ihrer Organ,isationi.Und Recht
Das neue SG verleiht dagegen der Hau tstadt Reval eine. Sorid&apos;erstellungundp
unterscheidet ferner- zwischen Städten ersten, zweiten und dritten Grades.
Orte,ffiit über 50Ö00 Einwohnern werden als Städte ersten Grades, Orte mit
ioooo bis 5oöoo Einwohnern alsS zweiten Grades und Orte mit-weniger
als io öoo Einwohnern als Städte dritten Grades 1ezeichnet. Organisa,tion&apos;und
Rechtsstellung der Städte sind,je nach dem Grade der,Stadt verschieden

(SG § 6).
Soweit nicht durch Gesetz Spezialbehörden geschaffen worden sind; liegt

die gesamte örtliche Verwaltung in den Händen der Stadtselbstverwaltüng ;

(SG, § :[o). Im Gesetz vverder! diejenigen Angelegenheiten ausdrücklich auf-

gezählt, zu, deren Erledigung diese in jedem Falle verpflichtet ist (SG § ii). &quot;

Ihre Organe sind, i. die Stadtverordnetenversammlung, 2. der Bürgermeister
öder der Stadtälteste, 3. die Stadtverwaltung und 4. der Revisionsausschuß

-(SG § 20)-
Die, Stadtverordnetenversammlung -wird in allgemeiner, gleicher, un-

inittelbafer und geheirner Abstimmung für die Dauer von fünf Jahren gewählt.
Die Einzelheiten des&apos;Wahlverfahrens sollen durch ein Gesetz geregelt werden,
das sich -gegenwärtig in Ausarbeitung befindet. Die Zahl., der Mitglieder der

Stadtverordnetenversammlung schwankt zwischen 12 und 6o und richtet sich
nach der Einwohnerzahl (SG §§ 21-24).&apos;

Zu den&gt; Befugnissen der Stadtverordnetenversammhing gehören ins&apos;
besondere *die Bestätigung des Voranschlages der- städtischen Einnahmen und

Ausgaben,- die _Bestätigung des-,
- Rechenschafts.berichtes -über &apos;die städtische

Wirtschaftsführung, die Festsetzung der städtischen Steuern und Gebühren
&apos;

die Festsetzung der Gehälter für die städtischen Beamten und Angestellten,
die- Entscheidung übef den Kauf und, Verkauf&apos; von städtischen Immobilien,
die, Entscheidung über den Abschluß Von Anleihen, die Bestätigung des städti-

,schen Bauplands und dergleichen mehr (SG, § 28).
Die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung werden vom Bürger-

meister oder Stadtältesten einberufen, und geleitet, (SG §§ 29 und- 37). Abge-
sehen,vo.n den im Gesetz vorgesehenen Ausnahmefällen, werden die Be-

schlüsse d Stadtverordnetenversammlung mit einfacher..Stimmenmehrheit
gefaßt, (§ 34). Der Bürgermeister. oder Städtälteste hat das Recht,&apos;die Be-
schlüsse zu suspendieren, wenn er meint, daß sie gesetzwidrig sind. oder den

Belangen der Stadt oder der Allgemeinheit zuwiderlafif Die sti
Beschlüsse werden der Stadtverordnetenversammlung zur erneuten Stellung-

unterbreitet&apos;. Falls sie ihren -,Beschluß aufrecht, erhält, tritt, derselbe in
Kraft, es sei denn, daß die&apos;staatliche, Aufsichtsbehörde sich der ablehnenden

.Stellungnahme des Bürgermeisters oder Stadtältesten anschließt (SG&apos;§ 36).&quot;
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IndringendenFällen,indeneneineEinberufung.derStadtver,ordneten-
vers.ammlung, nicht möglich ist&quot; hat die Stadtverwaltung das Recht, von sich

aus über Angelegenheiten, die, zur Zuständigkeit der Stadtverordnetenver-

samMlung gehören, Zu entscheiden. Die diesbezüglichen Beschlüsse werdeii
der Stadtverordnetenversammlung auf ihrer nächsten Sitzung zur Kenntnis-
nahme unterbreitet (SG § 31). Anträge, die eine Vergrößerlungder städtischen

Ausgaben oder eine Verringerung der städtischen Einnahmen zur Folge haben;
können in der Stadtv&apos;erordnetenversammlung nur mit Zustimmung der Stadt-

verwaltung zur Beratung gelangen (SG § 39).
Die ausführenden Organe der städtischen Selbstverwaltung sind in der

Hauptstadt der Oberb- germels er, germeister -und die Stadtver-ur t der Bür

waltung,- in den Städten ersten und zweiten Grades der Bürgermeister, der

Stellvertreter des Bürgermeisters--- und die Stadtverwaltung, in denjenigen
einer Kreisverwaltung be-Städten dritten Grädes,. in denen sich der Sitz

findet, der Bürgermeister und der Gehilfe des Bürgermeisters und in den

übrigen Städten dritten Grades der StadtäIteste und sein Gehilfe.
Die Stadtverwaltung der Hauptstadt besteht dem Oberbürger- &quot;

meister, der vom Staatsprä&apos;sidenten für die Dauer von sechs Jahren ernannt

wird (SG § 6o), und drei bis fünf Stadträten, von denen. einer als Gehilfe und

Stellvert&apos;retet des- Oberbürgermeisters -den Titel Bürgermeister führt, (SG § 93) -

Die Stadträte werden. auf Vorschlag des Oberbürgermeisters von der, Stadt-

verordnetenversammlung &apos;für die Dauer der,Wahlperiode dieser Versammlung
gewählt - (SG § 95), und&apos; vom, Innenminister im Amt bestätigt (SG § ioo)
Der Gehilfe &apos;und Stellvertreter des Oberbürgermeisters wird- aus der Zahl der

Stadträte auf Vorschlag, des. Oberbürgermeisters -

von, der Stadtverordneten-,

versammlung für die Dauer der Wahlperiode dieser Versammlung gewählt
und von der Staafsregiergng im. Amt&apos;bestätigt (SG § 67)-

In den Städten ersten Grades,, wird der Bürgermeister von.. der Staats-

regierung auf Vorschlag -des Innenministers für die Dauer von sechs, Jahren
ernannt&apos;(SG §, 6o), in den- Städten zweiten Grades von, der Stadtverordneten-

&apos;ister&apos;versammlung für die.,Dauer von sechs Jahren gewählt und vom Innenmin,
im Amt bestätigt (SG § 7o). Die StadtverwaltUng besteht in. den. Städten
ersten. Grades aus, dem Bürgermeister und drei, bis fünf. und in den Städten
zweiten Grades aus dem Bürgermeister und zwei bis drei Stadträten, -von denen
einer Stellvertreter des Bürgermeisters ist (SG § 93). Die Städträte werden

auf Vorschlag, des Bürgermeisters von der Stadtver6rdneten&quot;iersamrnlpng
für die Dauer der Wählperiode dieser Versammlung gewählt (SG § § 95 und 96)
und vom Innenminister im Amt bestätigt (SG § ioo). Der Stellvertreter des

Bürgermeisters wird aus der Zahl der Stadträte vom Bürgermeister ernahnt
und vom Innenminister im Amt bestätigt (SG §§ 67 und 7,8).

In den Städten dritten Gra.des besteht keine Stadtverwaltung,als Kol-
&apos;

legialbehörde. Dort sind die Befugnisse des Bürgermeisters und die der Stadt-

verwaltung,in den Hände des Bürgermeisters, oder des Stadtältesten ver-

einigt (SG §§ 81 und 88). Ihnen steht als Mitarbeiter, Berater und&apos;Stellver-

treter ein Gehilfe, zür - Seite (SG § §., 89 und&apos;go). Der Bürgermeister oder Stadt-

älteste&apos;und sein Gehilfe werden von der, Stadtverordnetenvetsammlu,ng, für

die Dauer von sechs Jahren gewählt und vom Innenminister im Amt be-

stätigt (SG, §§ 81-83)
Wenn der Innenminister in den&apos; Städten zweiten Grades, die Bestätigung

der Wahl&apos; des Bürgermeisters, in den Städten dritten Grades die, Bestätigung
der Wahl des Bürgermeisters bzw., des Stadtältesten oder,seines Gehilfen und

in der Hauptstadt und in den Städten ersten und zweiten Grades di6 Bestäti-
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gung der Wahl der Stadträte ver*eigert, so wird von der-Stadtverordneten-

versammlung, eine &apos;neue Wahl vorgenommen. -Wenn. der Innenminister auch
die Ergebnisse dieser neuen&apos;W bestätigt oder wenn die Stadtve&apos;-rord-

netenversammlungdie ihr obliegendeWahI nicht im Lauf vorgeschriebe-
nen Frist durchgeführt hat, so -wird das betreffende Amt auf Vörschlag.des
Innenministers durch Ernennung seitens der Staatsregierung besetzt (SG §§, 73,
74, 87 und ioi).

Die Befugnisse des &apos;Bürgermeisters-,und der Stadtverwaltung sind im
neuen SG eingehend geg6neinander.abgegrenzt -(SG§§ In drin

genden Fällen hat der Bürgermeister das Recht, auch die Aufgaben der Stadt.-
verwaltung von sich aus zu erledigen (SG § ii i). DieB der Stadt-

verwaltung werden mit einfacher.. Stimmenmehrheit gefaßt, (SG § iio),. je-
doch hat der Bürgermeister das Recht, diejenigen Beschlüssejder Städtyer-

von denen er meint, daß sie den Gesetzen oder denBelangen der Stadt
oder -des Geme&apos;inwohls widersprechen,&apos;zu suspendieren.und die derart,suspen-
-dierten Beschlüsse, dem Innenminister zur Stellungnahme zu unterbreiten.
Der Innenminister. entscheidet darüber,-., ob der. Beschluß. ausgeführt oder
der Stadtverwaltung zur-Überprüfung. zurückgegeben werden soll (SG- §, 112).

Für die verschiedenen Ressorts der&gt; Stadtverwaltung- bestehen in der

Hauptstadt ..und in den Städten ersten und zweiten Grades besondere Verwal-
tungsabteilungen., An ihrer Spitze stehendund die Stadt-
räte (SG § io5). Zur Prüfung und Überwachung der städtischen Wirtschafts,

führung wird &apos;von der Stadtverordneteliversammlung aus der, Zahl der Stadt-
verordneten, ein Revisionsäusschuß gewählt, der aus wenigstens drei. Mitglie--
-dern besteht (SG § 114). In der Hauptstadt und in den Städten ersten und
zweiten Grades hat -,die Stadtverordnetenversamnilung das Recht, für die
einzelnen Stadtbezirke örtliche Organe ins Leben zu rufen (SG § 1:2 1). -Diese
örtlichen, Organe sind die Stadtbezirksverordnetenversammlungl die. Stadt-&apos;

bezirksverwaltung und der Stadtbezirksrevisionsausschuß (SG § 122),.
Zur Regelung verschi im SG ausdrücklich erwähnter Angelegen-

.heiten hat die Stadtverordnetenversammleng, das Recht&quot; autonome Satzun-

gen zu erlassen, die im Gesetz als Verordnungen bezeichnet werden (SG § 165).
Die Verordnungen der Stadtveror.d.netenversammlung. dürfen den Gesetzen,
und den Veroränungen des Staatspräsid,enten, der Staatsregierung und der
Minister nicht widersprechen (SG § 167) und bedürfen zu ihrer Rechtswirksam7
keit in der Hauptstadt und in den Städten ersten und zweiten Grades sowie

in denjenigen Städten dritten Grades, in denen sich&apos;der Sitz einer Kreisver-

waltung befindet, der Bestätigung durch den Innenminister, in den übrigen &gt;

Städten dritten Grades dagegen der Bestätigung durch d6n K,reisältesten
(SG § 168).

Die Stadtselbstverwaltung hat. das Recht, Natur aufzuerlegen
und Steuern und Gebühren zu erheben. Im SG werden.insgesanit&apos;se.chsund&quot;
zwanzig&apos;verschiedene Arten-voh städtischen Steuern und Gebühren aufgezählt.
Der Innenminister kann ferner im Einvernehmen&apos;mit. dem Wirtschaftsminister
den- Städtbn weitere Arten von Steuerquellen, zur Verfügung stellen. Von
den städtischen Kommunalsteuern ist die, Personalsteuer, die grundsätzlich
von allen Stadtbürgernim Alter von:2o bis 6ojahren erhobenmird-, die Wichtigste.
Ferner wären noch die. städtische Immobilienstetier, die. ergänzende. Einkoni-
menssteuer, und die ergänzende Gewerbesteuer hervorzuheben.
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3. Die Landgemeinden
Auf Grund des,neuen LG erfolgt die Begründung neuer Landgemeinden,

die Auflösung bestehender Landgemeinden und ihre Vereinigung mit anderen

Gemeinden, sowie die Veränderung der Gemeindegrenzen auf Vorschlag des

Innenministers durch Beschluß der Staatsregierung. Die aus der Veränderung
der Landgemeindegrenzen sich ergebenden vermögensrechtlichenTragen wer-

den durch Beschluß des Innenministers geregelt (LG §§ 2-4)&apos;. Soweit nicht

durch&apos;Gesetz SPezialbehörden geschaffen worden sind&quot;liegf die&apos; ört-

liche Verwaltung in den Handen der Landgemeindeselbstverwaltung (LG
.§§

Ihre Organe sind- i. der Gemeinderat, 2. die,Gemi und

Revisi&apos;onsausschuß (LG § 17). Der Gemeinderat ist das anordnende, die

Gemeindeverwaltung das ausführende Organ (LG § § 18 und -51) -
-Ersterer

11,
besteht aus zehn bis zwanzig Mitgliedern und wird in allgemeiner, gleicher, un-

mittelbarer und geheimer Abstimmung für die Dauer von fünfjahren gewählt
.(LG §§i Seine Sitzungen werden&apos;vom Gemeindeältesten je nach Be-

darf einberufen (LG §§ 26,-und 2-7) und von ihm oder seinem Gehilfen ge&apos;
leitet (LG § 322).A von den im- Gesetz vorgesehenen Ausnahme-
-fällen - faßt, der Gemeinderat seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit

.(LG § 29).
Wenn der Gemeindeälteste meint, daß die Beschlüsse den Gesetzen oder

den Belangen der Landgemeinde oder. des Gemeinwohls` widersprechen, so

kann er sie suspendieren und dem Gemeinderat zur nochmaligen Stellungnahme
unterbreiten. Beharrt dieser bei seiner früheren Stellungnahme, werden die

Beschlüsse ausgeführtl es sei denn, daß die Aufsichtsinstanz gegen sie Ein-

spruch. erhebt (LG § 31)-
Die Gemeindeverwaltung besteht aus dem Gemeindeältesten und einem

oder mehreren Gehilfen (LG § 51) -
Sie werden vom Gemeinderat für die Dauer

seiner Wahlperiode gewählt (LG §§ 52,und&apos;53),&apos;un&apos;d, vom Innenminister im

Amt be&apos;stätigt (LG §,55)- Verw dieser diez Bestätigung, so wird im Laufe

&apos;von zwei Wochen eine neue Wahl vorgenom-nien.- Wird auch, deren Ergebnis
nicht bestätigt, oder kommt die Wahl aus irgendeinem Grunde nicht zu-

stande, wird, der Gemeindeälteste oder sein -Gehilfe vom Innenminister auf

Vorschlag des Kreisältesten ernannt (LG §§54 und 55).
Die Befugnisse des Gemeindeält,esten sind&apos;durch das- neue LG erheblich

erweitert worden (LG § 61). Früher wurden die Beschlüsse der Gemeindever-

waltung mit einfacher Stimmenmehrheit ihrer Mitglieder gefaßt. Nach dem

neuen LG ist der Gemeindeälteste zwar in gewissen Fällen ver sichp
mit seinem bzw. seinen Gehilfen zu beraten (LG § 61); -die letzte Entscheidung
liegt dagegen ausschließlich bei ihm. Seine Gehilfen haben nur noch den Cha-

xakter von Stellvertretern und Beratern. In dringenden Fällen kann der Ge-

meindeälteste Angelegenheiten des Gem von sich aus entscheiden

§ 62). Durch den weitreichenden Umfang seiner Befugnisse hat er inner

halb der Gemeindeselbstverwaltung- die Stellung eines autoritären Führers

erhalten, der für&apos;, die Gemeindeverwaltung in vollem Umfange verantwort
lich ist. An die Stelle des Kollegialitätsprinzips,lin der Gemeindeselbstverwal

tung ist das Führerprinzip getreten.
Die Leitung der Gemeindekanzlei liegt in der Hand des Gemeinde-

sekretärs, der vom, Innenminister auf uübefristete Zeit aus -der Zahl von

Kandidaten ernannt&apos;wird,&apos; die ihm,vom. Gemeindeältesten durch Vermittlung
Jahredes Kreisältesten unterbreitet werden (LG § 83). Neben dem auf fünf
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gewählten Gemeindeältesteti ist der auf ünbefristete Zeit ernannte Gemeinde

sekretär der Träger der Kontinuität in der Gemeindeverwaltung. Die Ver-

bindung zwischen der Gemeindeverwaltung und den einzelnen Dörfern der
Gemeinde wird durch die sogenannten.&apos;Dorfältesten aufrechterhalten (LG
§ 67-75).

4. Die Kreise

Auf Grund des neuen KG gibt es in Estland als territoriale Selbstver-

waltungseinheiten zweiter Stufe folgende elf Kreise: Harrien, Jerwen, die Wieck,
Petschur, Pernau, Oesel, Fellin, Dorpat, Walk, Wierland und Werro (KG § i).
Als Selbstverwaltungsbehörden zweiter Stufe sind die Kreiss
gen nicht nur den Landgemeinden des betreffenden Kreises, sondern auch den-

jenigen. Städten dritten Grades, in denen sich nicht der Sitz der Kreisver-

waltung befindet, übergeordnet (KG §&apos;7), Übereine Veränderung der Kreis-

grenzen entscheidet die Staatsregierung auf Vorschlag. des Innenministers

(KG § 2). Organe der Kreisselbstverwaltung sind: i. die Kreisverordneten-

versammlung, 2. der Kreisältleste, 3. die, Kreisverwaltung und 4- die Vollver-

sammlung der Gemeinde- und Stadtältesten (KG § 16).
Während die Vollversammlung s&apos;amtliche Gemeinde- und Stadtältesten3

des Kreises umfaßt (KG § 99), besteht die Kreisverordnetenversammlung aus

elf bis fünfundzwanzig Kreisverordneten, die von der Vollversammlung aus

der Zahl der Gemeinde- und Stadtältesten gewählt (KG §§ 18 und ig) und
vom Innenminister im Amt bestätigt werden (KG § 23). Der, Kreisälteste

&apos;

wird
vom Staatspräsidenten für die Dauer von sechs Jahren ernannt (KG § 6
Die Kreisver, besteht aus dem kreisältesten, zwei von der Kreisver-

ordnetenversammlung gewählten Kreisräten und einem von der Völlver-

sammlung des Kreises.zu wählenden Vertreter (KG §§ 76 und 88).
Die Wahl der Kreisräte durch die Kreisverordnetenversammlüng bedarf

der Bestätigung durch den Innenminister (KG § 81). Wenn der.Innenminister
die Wahl nicht bestätigt hat, so wird eine neueWahl vorgenommen. Wird auch
diese Wahl nicht bestätigt, oder hat &apos;die Kreisverordnetenversammlung die ihr

obliegende Wahl nicht im Laufe der vorgeschriebenen Frist durchgeführt,- so

wird das betreffende Amt durch Ernennung seitens,der Staatsregierung auf

Vorschlag des Innenministers besetzt (KG § § 83 und 84). Der örtliche Polizei-

präfekt oder sein Stellvertreter hat das Recht, an den Sitzungen der Kreisver-

waltung mit beratender Stimme teilzunehmen. (KG § 76).
Zur Regelung verschiedener, im KG ausdrücklich erwähnter Angelegen-

heiten hat die Kreisverordnetenversammlung das Recht, autonome Satzungen
zu erlassen, die im Gesetz als Verordnungen bezeichnet werden (KG § 45)-
Sie dürfen den staatlichen Gesetzen und Verordnungen nicht widersprechen
(KG § 148) und bedürfen der Bestätigung durch den Innenminister (KG § 149).
Für dasGebiet derjenigen Städte-dritten Grades, dieder Kreisselbstverwaltung
untergeordnet sind, dürfen solche Verordnungen nur in dem Umfange er-

lassen werden, in. dem derartige Verordnungen nicht bereits, von den Stadt-
verordnetenversammlungen erlassen worden sind (KG § 147)-

5. Die Staatsaufsicht

Die Staatsaufsicht über die Tätigkeit der Kreisselbstverwaltungsbe-
hördenund über die Tätigkeit der städtischen Selbstverwaltungsbehörden in
der Hauptstadt, in den Städten ersten und.zweiten Grades und in denjenigen
Städten dritten Grades&quot;in denen sich der Sitz einer Kreisverwaltung befindet,

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. VIII. 39
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.wird vom Innenministerium ausgeübt; in den übrigen Städten dritten GradeS

und iri den Landgemeinden zum Teil vom Innenministerium, zum Teil von der

Kreisverwaltung. und vom, Kreisältesten.

Verglichen mit der Rechts.lage.in den ersten Jahren nach der Begründung
des Freistaates Estland ist der&apos;Umfang der Staatsaufsicht über die Tätigkeit
der Selbstverwaltungsbehörden durch die neuen,Gesetze erheblich erweitert
worden. Insbesondere bedürfen die meisten Wahlen einer Bestätigung- durch

die Aufsichtsinstanz.
Die Aufsichtsinstanz hat das Recht, alle der staatlichen Rechtsordnung

widersprechenden Beschlüsse der Kommunalorgane zu suspendieren. Wenn
die,bet.reffende&apos;Kommunalbehörde der Ansicht ist, daß eine derartige Sus-
penjierung nicht gerechtfertigt ist, kann sie gegen den Beschluß der Auf-

sichtsinstanz im Verwaltungsstreitverfahren, Klage erheben. Zahlreiche Be-

schlüsse der KomMunalorgane bedürfen ferner einer Bestätigung, die ver-

weigert werden kann, wenn die Aufsichtsinstanz der Ansicht:1st, daß die Be
schlüsse unzweckmäßig. sind.

Dem Staatspräsidenfen, der Staatsregierung und dem. Innenminister
sind durch die neuen Kommunalgesetze weitreichende Absetzüngsbefugnisse
gegenüber den äusführenden Selbstv.erwältungsorgganen übertragen worden.&apos;
Eine Absetzung ist nicht,nur,im. Falle eines Vergehens des betreffenden Be-

amten, sondern auch dann zulässig, wenn die zur Absetzung berechtigte
Instanz meint, daß&apos;die Tätigkeit der betreffenden Kommunalorgane den. Be-,
langen des Staates oder der Selbstverwaltung zuwiderläüft. Der Innenminister

4. hat ferner das Recht, die Tätigkeit einzelner Kommunalbeamten zeitweilig
zu suspendieren.

Die Staatsregierung kann auf Vorschlag. des, Innenministers den Ge-

meinderat bzw. die Stadtverordnetenversammlung vor Ablauf der normalen

Wahlperidde auflösen&apos;und eine Neuwahl anordnen. Solche-fifalls werden ihre

Befugnisse bis zur Durchführung der Neuwahl vom Gemeindeältesten, bzw.

von der -Stadtverwaltung ausgeübt. Deren Beschlüsse bedürfen der Bestäti-

gung durch die&apos;Aufsichtsinstanz.
Die Tätigkeit des Gemeinderats,&apos;der StadtverordnetenyersaMmlung&quot;bzw.

der Kreisverordnetenversammlung kann von ..der Staatsregierung auf Vor-

schlag des Innenministers suspendiert werden, wenn die betreffende Selbst-

verwaltungseinheit in, so große finanzielle Schwierigkeiten geraten ist, daß: sie
ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen kann. Im Falle einer der

artigen Suspendierung, die bis zur Sahierung der Finanzen der betreffenden
SelbstverWaltungseinheit dauert, werden alle Befugnisse der Komniuna17
organe von einem kömmissarischen Gemeindeältesten bzw. einer kommissa-7 1-

rischen Stadt- oder Kreisverwaltung ausgeübt.
Die Erweiterung der Staatsa fsicht, wie s eben erwähnten,u ie in den so

Prüfungs-, Bestätigungs-&quot; Absetzungs- und SuSpendierungsbefugnissen in,
Erscheinung tritt, verfolgt den Zweck, den kommunalen Partikularismus zu

Überwinden, die Parteipolitik aus der Tätigkeit der Kommunalbehörden aus-

züschalten diese- der- von den -staatlichen Zentralbehörden vertretenen

politischen Richtung&apos;in möglichst weitreichendem Umfang gleichzuschalten.
Dieser Zweck ist durch die neuen Kgmmunalgesetze mit Erfolg verwirklicht
worden.

6. Die Kommunalhürgerschaft
Eine,der wichtigsten Neuerungen-der neuen Kommunalgesetze in Est&apos;

&apos;land ist die Einführung des Instituts der Kommunalbürgerschaft (LG §§ 7
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und 8. und SG § § 7 und 8). Es war im bisherigen Kommunalrecht Estlands
nicht vorgesehen.,Früher galten als Mitglieder&quot;einer Stadt- oder Landgemeiiide
alle Einwohner ohne Rücksicht auf die Dauer ihrer Ansässigkeit. Die neuen

Kommunalgesebe unterscheiden dagegen zwischen den Stadt- oder Gemeinde-

bürgern und den sonstigen. Einwohnern einer Stadt- oder Landgemeinde.
Wenn ein Stadt- Oder &quot;Landgemeindebürger in eine andere Gemeinde

übersiedelt, kann er Bürgerschaft in dieser* erst erwerben, wenn er wenigstens
zwei Jahre seinen&apos;ständigen, Wohnort oder, Arbeitsplatz dort gehabt hat. Bis
dahin gilt- er als Bürger seiner alten Gbrneinde,. Auch nach Ablauf der, zwei-
jährigen Wartefrist kann dem Zugezogenen die Aufnahme in dieBü
seiner Wohnortskonimune verweigert werden, wenn er mittellos und unter
stützungsbedürftig ist.

Mit der Einführung des Instituts der Kommunalbürgerschaft wird ins-
besondere bezwecktl das Gefühl der Zugehörigkeit zur&apos;Heimatgemeinde zu

stärken und zu vertiefen, Im Vergleich zu den, übrigen Einwohnern sind die

Kommunalbürger mit -gesteigerten Rechten und Pflichten ausgestattet. Nur
sie unterliegen der kommunalen Personalsteuer in -ihrer I-leimatgemeinde. Nur
sie haben in ihrer Reimatgemeinde das kommunale Wahlrecht. Und nur sie
-haben gegenüber ihrer Heimatgemeinde einen Rechtsanspruch auf soziale

Fürsorge und wirtschaftliche,Unterstützung im Falle der Mittellosigkeit,

Il. Die personale Selbstverwaltung

i. Die berufs Kammern

Zur Zeit bestehen in Estland folgende siebzehn berufsständische Kam&quot;
inern: i. die HandelS- und Industriekammer, 2. die Landwirtscliaftskaminerl&gt;
3. die Ingenieurkammer, 4. die Ärztekammer, 5. die Pharmazeutenkammer,
6 die Hausbesitzerkammer, 7. die Kammer der Tierärzte, 8. die Agronomeii-
kammer, g. die Hauswirtschaftskammer&quot; io. die Genossenschaftskammer,
ii. die Kammer der Meier, 12. die Kammer. der Fischer, 13. die Kammer der
Landarbeiter und Kleingrundbesitzer, 14. die Arbeiterkammer, 15. die Lehrer-
kammer, 16. die Handwerkerkammer und- 17. die Kammer der PriVatange-
stellten.

Alle diese berufsständischen Kammern sind Körperschaften,des öffent-
lichen Rechts. Sie haben die&apos; Aufgabe, alle. Mitglieder des betreffenden Berufs-
standes zu einer&apos;rechtlichen, gesellschaftlichen und, wirtschaftlichen Einheit

zusammenzufassen, sowie die Rechte, Interessen und Pflichten dieses Berufs-
standes auf öffentlichrechtlicher- Grundlage - wahrzunehmen. Für die Mit-

glieder des betreffenden Berufsstandes ist die Zugehörigkeit zurKanimer in

der Regel verbindlich. Die Kammern haben das Recht, von ihren Mitgliedern
Abgaben und St&apos;euern zu erheben.

Organe der Kammern sind die Generalversammlung und der Vorstand.

Einige Kammern haben ferner einen V*erwaltungsrat. In den größeren Berufs-
ständen wird die Generalversammlung von den Kammermitgliedern gewählt.
In den zahlenmäßig kleineren Berufsständen besteht die Generalversammlung
dagegen aus sämtlichen Mitgliedern der, betreffenden Kammer. Einige Kam-
mern zerfallen in Sektionen.. Die Landwirtschaftskammerist in örtliche Land-
wirtschaftskonvente gegliedert. Die Staatsaufsicht über die Tätigkeit der
einzelnen Kammern wird von den zuständigen Fachministerien ausgeübt und
erstreckt sich nicht nur auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit., sondern auch
auf die Prüfung der Zweckmäßigkeit ihrer Tätigkeit.

3g*
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Die Kulturselbstverwaltung der völkischen Minderheiten

Auf Grund des Gesetzes vom 12. ]Februar 1925 -1) können sich die nicht-
jVolksgruppen in Estland zu Körperschaften des öffentlichen Rechts
zusammenschließen. Diese werden als Kulturselbstverwaltungen, bezeichnet.
Sie sind für, die Verwaltung der Schulen und für die Betreuung der sonstigen
kulturellen Angelegenheiten der betreffenden Volksgruppe zuständig. Bisher
sind nur von der deutschen und von der jüdischen Volksgruppe in Estland

Kulturselbstverwaltungen begründet worden.&apos;
Ihre Organe sind der Kulturrat, die Kulturverwaltung und die Kultur-

kuratorien. Der Kulturrat ist das anordnende Organ der Kulturselbstverwal-

tung. Die Mitglieder &apos;des Kulturrates werden von den Angehörigen -der be-

treffenden Volksgruppe in allgemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer
Wahl, gewählt. Die Kulturverwaltung ist das ausführ, Organ undwird
vom gulturrat gewählt. Die Kulturkuratorien sind die örtlichen Vollzugs-
organe der Kulturverwaltung in den einzelnen Bezirken, des Landes. Sie b
stehen aus den im betreffenden Bezirk gewählten Mitgliedern des Kultur-
rates und aus kooptierten Mitgliedern.

Durch die neue Verfassung der Republik Estland vom 17. August 19372)
ist die Mitwirkung sowohl der territorialen als auch der personalen Selbst-

verwaltungseinheiten an der Bildung-der obersten Staatsorgane erheblich
f erweitert worden. In dem neugeschaffenen Staatsrat, der nach der neuen Ver-

fassung aus vierzig Mitgliedern besteht und der Abgeordnetenkammer als
zweitt Kaminer des Parlaments zur Seite steht, haben die Landselbstverwal-

tungen (Kreise und Landgemeinden) drei Vertreter, die Stadtsejbstverwal-
tungen einen Vertreter, die berufsständischen Kammern sechzehn Vertreter
und die Kulturselbstverwaltungen der völkischen Minderheiten einen Ver-
treter. Außerdem ist den territorialen Selbstverwaltungseinheiten, durch die,
neue Verfassung ein sehr wesentlicher Einfluß bei der Aufstellung der Kandi-
daten für &apos;die Wahl des Staatspräsidenten und bei der Durchführung dieser
Wahl eingeräumt worden.

Übersetzungen und Bericht von, Mag. jur. Walter Meder,
Mitarbeiter am Institut für wissenschaftliche

Heimatforschung in Dorpat.

Staatsanzeiger 1-925, Nr. 3,/32, Art. g.

2) Staatsanzeiger 1937, Nr. 7:e,Art- 59o.&apos;

http://www.zaoerv.de
© 1938, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de

	Report
	552
	553
	554
	555
	556
	557
	558
	559
	560


